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Über Optopol
soll Parlament
entscheiden
Auch CDU will Landtagsbeteiligung

Von Elmar Otto

Erfurt. (tlz) Für manchen Zu-
hörer klangt es so, als wolle
der Innenminister seine Poli-
zeireform notfalls ohne Zu-
stimmung der gewählten
Volksvertreter durchziehen.
Zwar ließ Karl Heinz Gasser
(CDU) gestern beim Besuch
der Polizeidirektion Gera kei-
nen Zweifel daran aufkom-
men, dass der Landtag über
die umfassenden Änderungen
debattieren solle. Ob sich das
Ministerium letztlich jedoch
an das Votum des Hohen
Hauses halten werde, sagte
Gasser vorsichtshalber nicht.

Die Umstrukturierungen
auch ohne die aus Minister-
sicht ständig nörgelnden Ab-
geordneten durchzusetzen,
scheint durchaus möglich:
Die viel diskutierte und oft
kritisierte „Optopol“ genann-
te Reform befindet sich im
Spannungsfeld der Thüringer
Gesetzgebung.

Im noch unter SPD-Innen-
minister Richard Dewes no-
vellierten Polizeiorganisa-
tionsgesetz (POG) wurden En-
de 1997 die sieben Standorte
der Polizeidirektionen festge-
schrieben. Um hier, wie von
Gasser geplant, auf vier Direk-
tionen einzudampfen, müsste
eigentlich das Gesetz geän-
dert werden. Und das geht
eben nicht ohne den Landtag.
Allerdings gibt es – wie so oft
in der Rechtsprechung – eine
Hintertür.

Die Verfassung des Frei-
staat legt schließlich explizit
fest: „Die Errichtung der
staatlichen Behörden im ein-
zelnen obliegt der Landesre-
gierung.“ Auf diesen Artikel
90 beruft sich Gasser. Seine
Argumentation: Das POG sei

lediglich eine „deklaratori-
sche Norm“. Das einfache Ge-
setz jedoch könne wohl kaum
die Rechtsgrundlage der Ver-
fassung aushebeln. Eine Auf-
fassung, die übrigens auch
vom Justizministerium geteilt
werde, teilt Innenministe-
riumssprecher Michael Koch
mit.

Die Landtagsopposition ist
über ein derartiges Rechtsver-
ständnis außer sich. Der In-
nenminister rühme bei der
seiner Reformarbeit die Of-
fenheit und Beteiligungsmög-
lichkeiten, und dann soll
möglicherweise der Landtag
außen vor bleiben. „Das ist
traurig für einen ehemaligen
Justizminister“, sagt SPD-In-
nenpolitiker Heiko Gentzel.

Auch der Linkspartei-In-
nenexperte Roland Hahne-
mann fordert eine Einbezie-
hung des Parlaments. Wenn
etwas so umstritten sei, selbst
innerhalb der Polizei, „dann
ist der Minister gut beraten,
die größtmögliche demokrati-
sche Legitimation herzustel-
len“.

Normalerweise wäre es für
Gasser auch kein Problem sei-
ne Reform zur Abstimmung
zu stellen. Immerhin wird die
Landesregierung von der mit
absoluter Mehrheit ausgestat-
teten CDU-Fraktion gestützt.
Doch bei Optopol ist das poli-
tische Übergewicht der Union
keineswegs sicher. Nicht zu-
letzt die Abgeordneten für
Gotha, Jena und Saalfeld, de-
ren Wahlkreise ihre Polizeidi-
rektion einbüßen, haben Wi-
derstand angekündigt. Auch
Fraktionschefin Lieberknecht
ist skeptisch. „Die Landesre-
gierung“, sagt sie, „hat kein
Monopol zur Aufhebung ei-
nes Gesetzes.“

Kranichfelds neuer Ehrenbürger Walter Scheel vor dem Baumbachhaus, für dessen Erhalt sich
der frühere Bundespräsident maßgeblich eingesetzt hatte. Verliehen wurde die vom Stadtrat be-
schlossene Ehrenbürgerwürde durch den Bürgermeister Wolf-Ludger Schlotzhauer (rechts) und die
Rosenkönigin Anna-Maria Grobe (Mitte). Foto: tlz/Eppelin

Ringen um den
Bischofssitz
Heute und morgen fallen die Würfel
Magdeburg/Eisenach. (dpa/
tlz) Schwierige Beratungen
und Entscheidungen für die
Leitung der mitteldeutschen
Kirchenföderation: An die-
sem Freitag und Sonnabend
sollen die Würfel über die
künftige Struktur der Organi-
sation fallen. Grundlage ist
die Studie einer Unterneh-
mensberatung, die Erfurt als
Bischofssitz und Magdeburg
als Standort für das Kirchen-
amt vorschlägt (die TLZ be-
richtete). Die Kirchenleitung
um die beiden Bischöfe Axel
Noack und Christoph Kähler
will bei ihrem zweitägigen
Treffen in Magdeburg eine
Beschlussvorlage erarbeiten,
über die dann die Synoden
im November entscheiden
könnten.

Es wird mit kontroversen
Debatten gerechnet. Erst kürz-
lich hatte die evangelische
Kreissynode Bad Salzungen/
Dermbach sich entschieden
gegen die Fusion ausgespro-
chen. Die angekündigten
Sparziele seien noch nicht
nachgewiesen, hieß es.

Eine breite Diskussion
über die Verfassung der Kir-
chenföderation wird im
nächsten Frühjahr erwartet.

Das Zustimmungsverfahren
müsse erst noch festgelegt
werden, sagte Ralf-Uwe Beck,
Sprecher der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Thürin-
gen.

Zur Föderation aus Thü-
ringer Landeskirche und Kir-
chenprovinz Sachsen gehören
knapp eine Million evangeli-
sche Christen. Bisher sitzen
die Kirchenleitungen in Mag-
deburg und Eisenach. Erfurt
gehört zum Gebiet der Kir-
chenprovinz, das aus histori-
schen Gründen neben weiten
Teilen Sachsen-Anhalts auch
große Teile Thüringens und
Sachsens erfasst. Der Alterna-
tivvorschlag der Beratungsfir-
ma sieht Magdeburg als Bi-
schofsstadt und Erfurt als Sitz
des Kirchenamtes vor. Keine
Empfehlung erhielten dage-
gen Eisenach und Halle. Of-
fen ist zudem, wie groß der in
der Bischofsstadt anzusie-
delnde Mitarbeiterstab sein
soll. Thüringens Bischof
Christoph Kähler hatte der
TLZ gesagt, er werde sich auf
jeden Fall für Kompensa-
tionsleistungen an Eisenach
einsetzen, falls die Wartburg-
stadt Bischofssitz und Kir-
chenamt verlieren sollte.

„Überwachung
mit Augenmaß“
Neue Geräte und mehr Personal für Innere Sicherheit

Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt. (tlz) Wenn Thüringer
Innenminister das Wort Vi-
deoüberwachung in den
Mund nehmen, werden sie
ganz vorsichtig. Seit Andreas
Trautvetter vor einigen Jahren
böse auf die Nase gefallen ist,
weil im Schwenkbereich ge-
planter Überwachungskame-
ras in Weimar auch Zeitungs-
redaktionen und Anwalts-
kanzleien lagen, schaut man
in Erfurt lieber zwei Mal hin
und hält sich bedeckt. Aber
dem Juristen Karl Heinz Gas-
ser, dem Nachfolger Trautvet-
ters, nimmt man es ab, wenn
er eine „Video-Überwachung
mit Augenmaß“ verspricht.
Hemdsärmeligkeit, wie sie
sein Vorgänger praktizierte,
ist eben nicht sein Ding.

Gasser hält aber eine Aus-
weitung der Videoüberwa-
chung für notwendig. Denn
die Sicherheitslage in
Deutschland hat sich drama-
tisch geändert, seit nur durch
einen glücklichen Zufall die
beiden Kofferbomben in Kob-
lenz und Dortmund nicht ex-
plodiert sind. „Der Terroris-
mus ist näher gerückt“, sagt
Gasser. Und die Politik muss
darauf mit entsprechenden
Antworten reagieren.

Beispielsweise mit einer
verstärkten Videoüberwa-
chung. Hunderte von Video-
bändern haben sich die Poli-
zisten in Nordrhein-Westfa-
len angeschaut, bevor sie die
entscheidenden Sequenzen
herausfiltern und die Attentä-
ter identifizieren konnten.
„Ein wichtiger Beitrag für ei-
ne erfolgreiche Terrorbe-
kämpfung“, nennt Gasser das,
was dort geschehen ist. Mehr
Videokameras würden zur

Verstärkung des subjektiven
Sicherheitsgefühls der Bevöl-
kerung beitragen, aber auch
mögliche Attentäter abschre-
cken. In jedem Fall seien sie
ein wichtiges Mittel für mög-
liche Fahndungsmaß́nahmen.
Die Innenminister haben des-
halb die Ausweitung der Vi-
deoüberwachung beschlos-
sen: in Bahnhöfen und Flug-
häfen. Innerhalb der Einrich-
tungen sind die Eigentümer
dafür zuständig, auf den Vor-
plätzen ist das Sache der Poli-
zei. Und die prüft derzeit in
Thüringen, an welchen Stel-
len die Installation weiterer
Videokameras sinnvoll sein
könnte. Und noch ein wesent-
licher Aspekt: Die Aufzeich-
nungen müssten, damit sie ef-
fektiv eingesetzt werden kön-
nen, länger als 48 Stunden ge-
speichert werden können.

Die Anti-Terror-Datei von
Bund und Ländern, die jetzt
aufgebaut wird, ist ein weite-
rer wichtiger Mosaikstein, um
der Gefährdung der inneren

Sicherheit Herr zu werden.
Aber auch das ist nicht zum
Nulltarif zu haben: Neue Soft-
ware, neue Rechner und auch
Videoanlagen gehen ins Geld.
Ebenso wie neues Personal
für Landeskriminalamt und
Verfassungsschutz, das sich
Gasser wünscht. Darüber hi-
naus packt der Innenminister
aber noch weitere heiße Eisen
an. Beispielsweise die He-
rausgabe der bei der Lkw-
Maut erfassten Daten zur Kri-
minalitätsbekämpfung. Gas-
ser erinnert daran, dass mög-
licherweise ein Serienmör-
der, der als Fernfahrer unter-
wegs war, früher hätte gefasst
werden können, wenn die
entsprechenden Daten zur
Verfügung gestanden hätten.
Die derzeitigen rigiden ge-
setzlichen Vorgaben müssten
hier überprüft werden, so
Gasser.

Der Thüringer Innenminis-
ter bringt auch die automati-
sche Kennzeichenerfassung
und deren Auswertung wie-
der ins Spiel. Und auch die
Rasterfahndung hält er für
„eine durchaus Erfolg ver-
sprechende Abwehrmöglich-
keit“ von terroristischen Ge-
fahren.

Ein ganzes Sicherheitspa-
ket hat die Innenministerkon-
ferenz geschnürt. Ergänzt
wird das Ganze durch eine
Neuorganisation der Thürin-
ger Polizei, die zentraler ge-
führt wird und mit einem
kooperativen Landeseinsatz-
stab auch schnell und flexibel
auf derartige Lagen reagieren
kann. Und was das Equip-
ment anbelangt: Vielleicht
kann Gasser ja auf die in der
Ära Trautvetter wieder abge-
bauten Videokameras zurück-
greifen.

Will Video-Überwachung
ausweiten: Innenminister Karl
Heinz Gasser (CDU). Foto: pm

Die Chancen Erfurts
als Medienstandort
Hochkarätige Runde bei „Talk & More“
Erfurt. (tlz) Thüringen will
sich zum Kindermedienland
Nummer eins in Deutschland
entwickeln. Mit dem Kinder-
medienzentrum (MAGZ) hat
man dazu die besten Voraus-
setzungen. „Blüte in der Pro-
vinz? – die Chancen des Me-
dienstandortes Erfurt“ loten
am Donnerstag, 21. Septem-
ber, bei „Talk & More“ mit
Wilfried Goosmann, dem Ge-
schäftsführer der Zeitungs-
gruppe Thüringen aus: Hans
Hoffmeister, TLZ-Chefredak-
teur, Werner Dieste, MDR-

Landesfunkhausdirektor,
Kurt Morneweg, Gründungs-
beauftragter des Kinderme-
dienzentrums, Sergej Locht-
hofen, Chefredakteur TA,
Torsten Archut, Mitteldeut-
scher Film- und Fernsehpro-
duzentenverband, Ingelore
König, Geschäftsführerin Kin-
derfilm GmbH, Peter Zimmer-
mann, Geschäftsführer Lan-
deswelle.

„Talk and More“, Don-
nerstag, 21.9, 19.30

Uhr, Grand Hotel Erfurt
Mehr Rechte
für Bürger
Neuer Anlauf bei Informationsfreiheit
Erfurt. (dpa/tlz) Die Thürin-
ger SPD will die Verwaltun-
gen zur Auskunft gegenüber
den Bürgern verpflichten. Ein
entsprechender Gesetzent-
wurf sieht vor, dass jeder Bür-
ger grundsätzlich freien Zu-
gang zu allen staatlichen In-
formationen haben soll. Eine
ähnliche SPD-Initiative war
2002 im Landtag an der CDU-
Mehrheit gescheitert.

„Inzwischen haben aber
der Bund und sieben Länder
entsprechende Gesetze verab-
schiedet“, sagte Fraktionsvor-
sitzender Christoph Matschie.
Dieser Entwicklung dürfe
sich Thüringen nicht ver-
schließen.

Tritt das Gesetz in Kraft,

könnten die Bürger Informa-
tionen über Wassergebühren,
Verwendung von staatlichen
Fördermitteln oder Flugrou-
ten einfordern, sagte der Par-
lamentarische Geschäftsfüh-
rer Uwe Höhn. Allerdings ge-
be es eine Reihe von Ausnah-
men, etwa Informationen, die
Rechte privater Personen oder
Betriebsgeheimnisse von Fir-
men betreffen. Auch in Belan-
gen der inneren Sicherheit
könnten die Verwaltungen
abblocken.

Der innenpolitische Spre-
cher der CDU, Wolfgang Fied-
ler, machte die Zustimmung
seiner Partei zu dem Entwurf
von der Haltung der Kommu-
nen abhängig.

NACHRICHTEN

Claudia Nolte
wieder zurück
Rostock/Erfurt. (dpa/tlz)
Die frühere Bundesfami-
lienministerin Claudia
Nolte (CDU) zieht es zu-
rück in die Politik. Die 40-
jährige gebürtige Rostocke-
rin gehört dem „Kompe-
tenzteam“ an, das Meck-
lenburg-Vorpommerns
CDU-Chef Jürgen Seidel in
Rostock vor der Landtags-
wahl in drei Tagen vor-
stellte. Nolte war im ver-
gangenen Jahr bei der Bun-
destagswahl als Kandida-
tin in Thüringen geschei-
tert. Daraufhin übernahm

sie das Büro der Konrad-
Adenauer-Stiftung in Bel-
grad.

Landtag schaltet
Staatsanwalt ein
Erfurt. (tlz) Der Landtag
hat wegen eines NPD-Ein-
trags im Gästebuch zur
Ausstellung „Erschossen
in Moskau“ die Staatsan-
waltschaft eingeschaltet.
„Schluss mit der Be-
freiungslüge“, ist dort un-
ter anderem zu lesen. „Wir
erwarten eine zügige Ein-
leitung des Verfahrens“, so
das Landtagspräsidium.

„Wir haben Balance verloren“
Nur noch wenig Zeit für ein notwendiges Umsteuern in der Weltpolitik

Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt. (tlz) Einst war er ein
erfolgreicher Unternehmer –
jetzt rührt er die Werbetrom-
mel für den Global Marshall-
plan, für ein anderes Mitein-
ander auf unserem Planeten:
Frithjof Finkbeiner. Der Bayer
wollte sich nicht mehr nur
damit begnügen, die er-
schreckenden Daten und
Prognosen zur Kenntnis zu
nehmen. Er wollte selbst et-
was tun. Und er will die Men-
schen mit seinen Vorträgen
aufrütteln.

So wie jetzt in Erfurt. „Wir
haben die Balance verloren“,
sagt er so freundlich wie ein-
dringlich. Nein, von einem
ökologischen Wanderprediger
hat er nichts. Er wirft die Zah-
len, Daten und Prognosen an
die Leinwand, lässt sie für
sich sprechen. 30 000 Men-

schen verhungern täglich
oder sterben an vermeidbaren
Krankheiten, 2,8 Milliarden
Menschen müssen mit weni-
ger als zwei Dollar pro Tag
zum Leben auskommen
(Finkbeiner: „Eine Kuh wird
in Europa täglich mit 2,8 Dol-
lar subventioniert“). 78 Mil-
liarden Dollar werden welt-
weit als Entwicklungshilfe
aufgebracht, aber 116 Milliar-
den Dollar fließen als Zins-
zahlungen zurück aus den
Entwicklungsländern in den
Norden. Die Ressourcen und
Rohstoffe auf der Welt wer-
den von den Industriestaaten
gnadenlos ausgeplündert.
„Wir fressen das Kapital der
Natur auf“, so Finkbeiner lei-
se aber nachdrücklich.

„Wir denken, wir haben
noch Zeit. Aber die Zeit läuft
uns davon“, sagt er. Mit einer
Politik des „Weiter so“ droht

der Welt irgendwann in den
nächsten Jahrzehnten der
Kollaps. Die Zahlen und Fak-
ten sind bekannt. Aber die
meisten Menschen schauen
noch weg. Möglichst billig
einkaufen, ohne nachzuden-
ken, warum die großen Tep-
piche beispielsweise so preis-
günstig angeboten werden
können.

Was kann der Einzelne
tun? Finkbeiner fordert an
verschiedenen Hebeln anzu-
setzen. Zum einen auf der
Ebene der Staats- und Regie-
rungschefs. Er lobt Angela
Merkel. Die Bundeskanzlerin
will die Thematik beim G 8-
Gipfel nächstes Jahr in
Deutschland erörtern. Dann
kann jeder bei sich selbst an-
fangen und die Frage stellen,
ob man nicht die Produk-
tionswege hinterfragt, ob man
nicht „fairen Produkten den

Vorzug gibt, also Produkten,
zu deren Herstellung die
Arbeiter nicht ausgebeutet
wurden. Und dann ist da die
Ebene der Politik, die die
Vorstellungen des Global
Marshallplanes transportie-
ren kann. In Thüringen hat
die Initiative, deren Ziel „ei-
ne Welt in Balance“ ist, viele
prominente Fürsprecher. Re-
gierungschef Dieter Althaus
zählt dazu, der SPD-Landes-
chef Christoph Matschie
auch, die Linkspartei.PDS so-
wieso. Und so hat Josef Ahlke
von der Thüringer Global
Marshallplan-Initiative die
Hoffnung, dass sich im Frei-
staat etwas bewegen kann.
„Wir sind doch ein pfiffiges
Land“, sagt Umwelt-Staats-
sekretär Christian Juckenack.

info@marshallplan.eu
Drei für den Global Marshallplan: Frithjof Finkbeiner (M.) im Gespräch mit Josef Ahlke (re.) und
Detlef Wendt von der Thüringer Global Marshallplan-Initiative. Foto: tlz/Peter Michaelis


